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Alarmierende Lage in Rendsburger
Tierheim: Bedarf an Lösungen steigt

Tierheime in Schleswig-Holstein sind überfüllt.
Tierschutzexperten fordern politische Maßnahmen zur

Entlastung. Ihre Meinung zählt!

Im Tierheim Rendsburg zeigt sich ein besorgniserregender
Trend. Im Juni 2024 wurden 24 Katzen abgegeben, im Juli stieg
die Zahl auf 26 neue Katzen, während lediglich 17 Tiere in
beiden Monaten vermittelt werden konnten. Diese Zahlen sind
alarmierend und spiegeln eine gesamte Problematik wider, die
sich quer durch Schleswig-Holstein zieht. 

Julia Steen, die Leiterin des Tierheims in Kiel, hebt hervor, dass
besonders wildlebende Katzen betroffen sind, die oft krank,
verletzt, tragend oder mit Nachwuchs in die Obhut der
Tierheime kommen. Der Anstieg ist im Vergleich zum Vorjahr
signifikant und lässt die Tiere in vielen Fällen in einem
schlechten Gesundheitszustand zurück. Steen betont, dass eine
vollständige Genesung Zeit in Anspruch nimmt und mit
erheblichen Kosten verbunden ist. Diese Situation wird durch
tägliche Herausforderungen verschärft, wie Daniela Dorn vom
Tierheim Ahrenshöft bestätigt. Immer häufiger stoßen die
Einrichtungen an ihre Kapazitätsgrenzen und können keine
weiteren Tiere mehr aufnehmen. 

Politik im Fokus

Angesichts dieser alarmierenden Entwicklung stehen
Forderungen im Raum, dass die Politik handeln muss. Ellen
Kloth, die Landesvorsitzende des Deutschen Tierschutzbunds,



sowie Sandra Redmann, tierschutzpolitische Sprecherin der SPD-
Landtagsfraktion, plädieren für eine Kastrations-,
Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für Freigängerkatzen.
Diese Regelung könnte gleich mehrere Vorteile bieten: Zum
einen würde sie helfen, die Zahl unkontrolliert vermehrender
Tiere zu senken, und zum anderen könnten Tierheime entlastet
werden, die derzeit mit der Überpopulation kämpfen. 

In der Politik gibt es jedoch nicht nur Zustimmung zu diesen
Vorschlägen. Dirk Koch-Rohwer, der tierschutzpolitische
Sprecher der Grünen-Landtagsfraktion, äußert sich skeptisch. Er
beschreibt die geforderten Maßnahmen als unverhältnismäßig
und sieht sie als „bürokratischen Unsinn“. Koch-Rohwer
befürchtet, dass die Kontrolle über eine landesweite Regelung
aufwändig und schwierig zu überwachen wäre. Diese
unterschiedliche Einschätzung zeigt, wie komplex das Thema
tierschutzpolitisch diskutiert wird. 

Die Diskussion um die Notwendigkeit von gesetzlichen
Regelungen wird unter den Bürgern lebhaft geführt. Es bleibt
unklar, ob die Politik der Situation gerecht werden kann oder
will. Ihre Meinung ist in dieser Debatte nicht weniger wichtig. Die
verschiedenen Meinungen spiegeln die Sorgen der Menschen
wider, wobei viele Bürger die Politik auffordern, endlich zu
handeln, um die Überfüllung in den Tierheimen zu entschärfen
und das Wohl der Tiere zu gewährleisten. 

Die Realität der Tierheime

Die Realität der Tierheime ist oft weniger glamorös, als es viele
sich vorstellen. Betreiber und Ehrenamtliche stehen vor
enormen Herausforderungen. Während die Liebe zu den Tieren
und die Hingabe an den Tierschutz der Antrieb vieler ist,
benötigen viele Einrichtungen dringend Unterstützung, um die
Grundversorgung für ihre Schützlinge sicherzustellen. Die
finanzielle und personelle Belastung ist hoch, und das tägliche
Überleben der Tierheime hängt oftmals von Spenden und
ehrenamtlicher Hilfe ab. 



Letztlich könnten gesetzliche Maßnahmen, wenn sie kompetent
umgesetzt werden, eine nachhaltige Lösung darstellen, um die
Tierzahl zu regulieren und den Druck auf die Tierheime zu
verringern. Es bleibt zu hoffen, dass die Verantwortlichen im
Land die Problematik erkennen und bereit sind, die notwendigen
Schritte einzuleiten, um die Situation für die Tiere und
gleichzeitig für die Mitarbeiter der Tierheime zu verbessern. 

Hintergrundinformationen zur
Katzenpopulation in Deutschland

Die Situation der Katzen in Deutschland ist alarmierend,
besonders im Hinblick auf die Freigängerkatzen. Schätzungen
zufolge lebten im Jahr 2021 etwa 2,5 Millionen Freigängerkatzen
in deutschen Haushalten. Diese Tiere sind oft nicht kastriert,
was zu einer hohen Anzahl an Nachkommen führt, die häufig in
Tierheimen landen. Eine Untersuchung der Tierheime hat
ergeben, dass die Zahl der aufgenommenen Katzen in den
letzten Jahren stetig gestiegen ist, was auf die unzureichende
Kontrolle der Katzenpopulation hinweist. Laut dem
Tierschutzbund sind viele der abgegebenen Katzen krank oder
verletzt, was die Situation für die Tierheime zusätzlich
erschwert.

Im Jahr 2019 wurden in Deutschland über 200.000 Katzen in
Tierheimen aufgezeichnet. Diese steigenden Zahlen legen nahe,
dass die Problematik vor allem bei unkastrierten Freigängern
nachlässig behandelt wurde. Die deutsche
Tierschutzgesetzgebung sieht mittlerweile Regelungen vor, die
die Kastration und Registrierung von Haustieren betreffen, doch
viele Bundesländer haben diese Gesetze nicht vollständig
durchgesetzt.

Aktuelle Statistiken zur Tierheimlage

Ein Bericht des Deutschen Tierschutzbundes aus dem Jahr 2023
weist darauf hin, dass die Auslastung der Tierheime in



Deutschland einen kritischen Zustand erreicht hat. Über 70
Prozent der Tierheime berichten von einer Überbelegung, und
viele haben Schwierigkeiten, alle Tiere angemessen zu
versorgen. Statistiken zeigen, dass besonders Katzen und Hunde
betroffen sind. Im Jahr 2022 wurden rund 65.000 Katzen in
Tierheimen untergebracht, was eine Steigerung von 15 Prozent
im Vergleich zum Vorjahr darstellt.

Zusätzlich sind die finanziellen Mittel, die den Tierheimen zur
Verfügung stehen, oft begrenzt. Laut einer Umfrage des
Tierschutzbundes gaben 40 Prozent der Tierheime an, dass sie
nicht genug Mittel haben, um die steigenden Kosten für
medizinische Versorgung, Futter und Pflege zu decken. Dies
führte zu einem Teufelskreis, in dem Tierheime gezwungen sind,
Tiere abzugeben oder deren Aufnahme zu verweigern, da sie
bereits überlastet sind.

Einfluss von politischen Maßnahmen

Die Diskussion über die Kastrations-, Kennzeichnungs- und
Registrierungspflicht für Freigängerkatzen wurde seit vielen
Jahren geführt. Vertreter verschiedener politischer Parteien
argumentieren unterschiedlich darüber. Während die SPD und
der Deutsche Tierschutzbund klare Regelungen fordern, gibt es
auch Widerstand von Seiten der Grünen. Kritiker befürchten,
dass eine landesweite Regelung nicht ausreichend überwacht
werden kann und der bürokratische Aufwand zu groß wäre.

Die wichtigen Fragen, die sich stellen, sind: Welche Maßnahmen
können ergriffen werden, um die Katzenpopulation nachhaltig zu
kontrollieren? Können tierärztliche Praxen, die oft überlastet
sind, entlastet werden, während gleichzeitig das Wohl der Tiere
sichergestellt bleibt?

Expertise im Tierschutz

Fachleute im Bereich Tierschutz betonen die Notwendigkeit für
eine verstärkte öffentliche Aufklärung über die Verantwortung



von Haustierbesitzern. Diese Aufklärung könnte dazu beitragen,
die Anzahl der ausgesetzten Tiere zu reduzieren und Familien zu
informieren, wie wichtig es ist, ihre Katzen zu kastrieren.
Professor Dr. Thomas Blaha, ein renommierter Fachmann für
Tierschutz und -medizin, hat in mehreren Studien darauf
hingewiesen, dass eine Aufklärungskampagne und die
Einführung einer Kastrationspflicht in verschiedenen Ländern zu
signifikanten Rückgängen der Tierheimzahlen geführt hat.

Eine Lösung könnte ein Zusammenspiel zwischen politischen
Maßnahmen und gemeinschaftlichen Aufklärungsinitiativen sein,
um die in Rendsburg und anderen Städten auftretenden
Herausforderungen in den Griff zu bekommen.
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